
SATZUNG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 9  

"SOLARPARK NEBELTAL" DER GEMEINDE KUCHELMIß 

 

Teil B – Text 

 

Präambel  

Aufgrund 

 des § 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 

(BGBl. I Nr. 411) geändert worden ist sowie 

 der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – 

BauNVO) vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes 

vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist 

 der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 

Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 

S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 

189) geändert worden ist, 

wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom ________________________ 

folgende Satzung der Gemeinde Kuchelmiß über den Bebauungsplan Nr. 9 „Solarpark Nebeltal“ 
bestehend aus Teil A – Planzeichnung und Teil B – Text erlassen. 

 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN nach § 9 BauGB und BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 11, 14 BauNVO) 

1.1 Baugebiet  

Das Baugebiet wird als Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO mit der 

Zweckbestimmung „Photovoltaik“ festgesetzt (SO1 Photovoltaik, SO2 Photovoltaik, SO3 
Photovoltaik). 

1.2 Art der Nutzung im SO  

Das Sondergebiet SO dient der Errichtung und dem Betrieb von Photovoltaikanlagen 

einschließlich der zu deren Wartung und Betrieb erforderlichen Anlagen. Zulässig sind fest 

installierte Photovoltaikanlagen jeglicher Art bestehend aus 

 Photovoltaikmodulen 

 Photovoltaikgestellen (Unterkonstruktion) 

 technischen Einrichtungen und Nebenanlagen zum Betrieb von Photovoltaikmodulen (z. 

B. Wechselrichterstationen, Transformatoren-/Netzeinspeisestationen, Schaltanlagen) 

 der für die Erschließung der Photovoltaikanlagen erforderlichen Ver- und 

Entsorgungsleitungen 

Dieser Plan wurde in der Zeit vom 04.08.2026 bis 03.09.2026 im Internet eingestellt.
Dieser Plan hat in der zeit vom 04.08.2026 bis 03.09.2026 öffentlich ausgelegen.
Dieser Plan wurde in der zeit vom 04.08.2026 bis 03.09.2026 über das Bau- 
und Planungsportal M-V zugänglich gemacht.



 Einrichtungen und Nebenanlagen für die Wartung, Instandsetzung, den Service sowie 

zur technischen Überwachung der Photovoltaikanlagen, einschließlich der Einfriedung 

des Sondergebiets 

 Zuwegung und innerer Erschließung 

 Betriebsgebäuden und Nebenanlagen, die der Speicherung und Umwandlung von 

Energie dienen 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16–19 BauNVO) 

2.1 Grundflächenzahl (§§ 16, 19 Abs. 4 BauNVO)  

Die Grundflächenzahl der Sondergebiete SO1, SO2 und SO3 wird mit max. 0,70 festgesetzt, 

wobei die Fläche innerhalb des jeweiligen Sonstigen Sondergebietes Photovoltaik (SO-

Photovoltaik) maßgebend ist. Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche und der 
zulässigen Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO ist nicht zulässig. Die 

Grundflächenzahl ergibt sich aus der senkrechten Projektion der äußeren Abmessungen der 

Modultische bzw. Container einschließlich der für den Betrieb notwendigen Anlagen und 

wasserdurchlässigen Wartungswege. 

2.2 Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO)  

Die maximale Höhe der baulichen Anlagen (Hmax) wird auf 6,0 m für die PV-Gestelle, einschließlich 

Nachführsystemen (Tracker), sowie Nebenanlagen, Gebäude und sonstige elektrische 

Betriebseinrichtungen festgesetzt. Kameramasten für Überwachungssysteme sind mit einer 

Maximalhöhe von 6,00 m festgesetzt. Der in der Planzeichnung dargestellte Höhenbezugspunkt 

(HBP) dient ausschließlich der geodätischen Bezugnahme (Höhenbezug DHHN 2016/NHN) und 

nicht der Bemessung der zulässigen Höhe „über Geländeniveau". Unterer Bezugspunkt der 

festgesetzten Höhen ist die natürliche, vorhandene Geländeoberfläche am jeweiligen 
Anlagenstandort (Bestandsgelände). Oberer Bezugspunkt ist die obere Begrenzungslinie / 

Oberkante der jeweiligen baulichen Anlage. 

3. Rückbauverpflichtung 
Nach Beendigung des Betriebs der Photovoltaikanlage ist das Vorhaben vollständig 

zurückzubauen. Dazu gehört insbesondere die Entfernung aller baulichen Anlagen, 

Leitungen und Fundamente. Der Rückbau ist im Rahmen des Bauantragsverfahrens 

nachzuweisen. 

4. Niederschlagswasserentsorgung (§ 55 WHG) 

Anfallendes Niederschlagswasser versickert auf dem Grundstück am Anfallort. Die 
Versickerung erfolgt ohne zentrale Ableitung. 

5. Ordnungswidrigkeiten (§ 84 LBauO M-V, § 37 GeoVermG M-V) 

Ordnungswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 LBauO M-V handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen die örtlichen Bauvorschriften dieses Planes gemäß Text (Teil B) II Pkt. 1–2 verstößt. 

Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 84 Abs. 3 LBauO M-V mit einer Geldbuße bis zu 

500.000 Euro geahndet werden. 

6. Landwirtschaftliche Belange  

Die Erreichbarkeit angrenzender landwirtschaftlicher Flächen mit landwirtschaftlicher 

Technik sowie die Funktionstüchtigkeit vorhandener Dränagesysteme sind während der 

Bauphase und nach Fertigstellung sicherzustellen. 

7. Maßnahmen aus dem Umweltbericht 



7.1 Vermeidungsmaßnahmen 

FM-VM1 – Bauzeitenregelung für Fledermäuse 

Wenn Bautätigkeiten innerhalb der Aktivitätsperiode von Fledermäusen stattfinden (Anfang April 
bis Ende November), müssen diese auf die Tageszeit begrenzt werden. 

FM-VM2 bis FM-VM4 – Beleuchtung  

Wenn Außenbeleuchtung für die Anlage nötig wird, sind Leuchtmittel mit geringer 
Anziehungswirkung auf Insekten zu verwenden. Dies sind Leuchtmittel mit warmweißen 
Lichtfarben (2.000–3.000 K). Wenn nächtliches Kunstlicht notwendig ist, sollten nur die Bereiche 
beleuchtet werden, die notwendig sind. Dies ist mit gerichteten Lampen, wie z. B. abgeschirmten 
Lampen möglich. Die umliegenden Gehölzstrukturen sollen, soweit möglich, von der 
Beleuchtung ausgeschlossen werden. Die Beleuchtungsdauer ist auf die Zeit, in der die 
Beleuchtung für den Menschen notwendig ist, zu beschränken. Dies kann z. B. durch den Einsatz 
von Bewegungsmelder garantiert werden. 

BV-VM1 – Bauzeitenregelung für Brutvögel  

Das Baufeld sowie die Wegetrassen müssen außerhalb der Brutzeit (01.09 bis 28/29.02) 
vorbereitet werden. Sollten die Bauarbeiten über den Februar hinaus andauern, sind die 
Bauarbeiten ohne Unterbrechung fortzuführen, um ein Ansiedeln von Brutvögeln im Baubereich 
zu vermeiden. Baumaßnahmen, welche ausschließlich in der Brutzeit (März bis Ende August) 
möglich werden, sind mit einer begleitenden ökologischen Bauüberwachung durchzuführen. 

BV-VM2 – Erstmahd der Randbereiche  

Eine Erstmahd außerhalb der Solarfelder (Bauflächen) ist nicht vor dem 31.08. eines Jahres 
zulässig. 

7.2 Minderungsmaßnahmen 

M1 – Begrünung der Planfläche  

Die Baufläche ist mit einer gebietsheimischen Grundmischung (UG 3 – Norddeutsches Tiefland) 
zu begrünen. 

M2 – Kleintierfreundliche Mahd  

Zum Schutz von Kleintieren wie Amphibien und Insekten ist die Mahdhöhe auf mindestens 15 
cm festgesetzt. Für die Mahd werden Balkenmäher oder Sensen verwendet. Das Mahdgut wird 
zeitnah aus der Fläche entfernt. 

7.3 Ausgleichsmaßnahmen 

A1 – Umwandlung von Acker in extensive Mähwiesen  

Die Maßnahme dient der Aufwertung der breiteren Bereiche (ab 10 m Breite) der PV-FFA und soll 
wertvolle und offene Grünlandbiotope schaffen. Dafür wird in großzügig ausgewählten 
Randbereichen innerhalb des Geltungsbereichs auf eine Umsetzung von PV-FFA verzichtet. 
Stattdessen wird dort Intensivacker in extensive Mähwiesen umgewandelt. Die Pflege erfolgt in 



einem insektenangepassten Mahdregime (Mosaikmahd/Rotationsbrache). Pflegekonzept: Kein 
Pestizideinsatz, keine Düngung, Dauerhaft kein Umbruch, Ersteinrichtung durch Begrünung mit 
gebietseigenem Saatgut, Mahd nicht vor dem 01.09., Mahdhöhe ca. 10 cm, Mahdgut 
abtransportieren. 

A2 – Anlage von Feldhecken  

Die Maßnahme dient der Aufwertung der Waldflächen und schafft einen gleitenden 
strukturierten Übergang zwischen Waldflächen und umliegenden Habitaten. Die Feldhecken 
bestehen aus gebietseigenen Sträuchern und einzelnen Bäumen als Überhälter. Pflegekonzept: 
Jungwuchspflege durch Mahd in den ersten 5 Jahren, Nachpflanzung bei Ausfall, seitliche 
Schnittmaßnahmen zur Begrenzung des Ausbreitens. 

A3 – Entwicklung von artenreichen Mähwiesen auf feuchten und moorigen Standorten mit 
Teilwiedervernässung  

Die Maßnahme dient der Aufwertung der moorigen Standorte im SO3-Bereich. Es erfolgt eine 
Teilwiedervernässung mit regelbaren Staueinrichtungen und die Umwandlung der 
Landreitgrasflur in extensive Wiesennutzung. Pflegekonzept: Mahd je nach Standort nicht vor 
dem 1. Juli, Mahdhöhe mind. 10 cm, Mahdgut abtransportieren, Anlage einer Rotationsbrache. 

Die genaue Lage, Ausführung und Pflege der Maßnahmen A1–A3 ergeben sich aus der 

Planzeichnung (Teil A) und den detaillierten Beschreibungen im Umweltbericht. Die 

Maßnahmen sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Die Pflegekonzepte (Mosaikmahd, 
Rotationsbrache, Jungwuchspflege etc.) sind einzuhalten. 

Die Umsetzung und dauerhafte Sicherung der Maßnahmen werden zusätzlich durch den 

städtebaulichen Vertrag gewährleistet. 

8. Brandschutz und Löschwasserversorgung 

Ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 bzw. ein abgestimmtes Einsatzkonzept ist vor Baubeginn 

mit der Brandschutzdienststelle des Landkreises Rostock abzustimmen. Der Vorhabenträger ist 

verpflichtet, die Löschwasserversorgung (96 m³/h über 2 Stunden, reduzierbar auf 48 m³/h bei 

Anlagenfeldern < 5.000 m²) auf eigene Kosten sicherzustellen. Die erforderlichen Maßnahmen 
(Löschwasserentnahmestellen, Behälter etc.) werden im städtebaulichen Vertrag näher 

geregelt. 

II. BAUORDNUNGSRECHTLICHE GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN gemäß § 9 Abs. 4 BauGB 

1. Örtliche Bauvorschriften (§ 86 LBauO M-V)  

Einfriedung der Grundstücke (§ 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V)   

Zum Schutz der im Geltungsbereich des Bebauungsplans zulässigerweise zu errichtenden 
Photovoltaikfreiflächenanlage ist die Errichtung eines maximal 2,50 m hohen 

Sicherheitszaunes innerhalb des sonstigen Sondergebietes Photovoltaik zulässig. Die 

Einzäunung ist als Industriezaun, Stabgitterzaun oder Maschendrahtzaun auszuführen. Sie 

darf ausnahmsweise innerhalb der 30-m-Waldabstandsgrenze nach § 20 Abs. 1 LWaldG M-V 
errichtet werden, da es sich um eine geringfügige, nicht massiv wirkende Sicherungsanlage 

handelt, die keine relevante Windwurf- oder Brandgefahr darstellt. 

2. Freihalte- und Abstandsflächen  
Zur Sicherung öffentlicher Belange sind folgende Freihalte- und Abstandsflächen 

einzuhalten: 



 Zur Sicherung öffentlicher Belange und zum Schutz von Schutzgütern sind folgende 

Freihalte- und Abstandsflächen einzuhalten: 

 Die Gewässer 2. Ordnung (offene Gräben und verrohrte Leitungen) sind in der 
Planzeichnung (Teil A) dargestellt. Bauliche Eingriffe und Querungen sind mit dem 

Wasser- und Bodenverband „Nebel“ abzustimmen. An offenen Gewässern ist ein 

Gewässerrandstreifen von mindestens 8 m Breite von jeglicher Bebauung freizuhalten. 

Bei verrohrten Leitungen/Rohrleitungen ist ein Mindestabstand von 5 m von der 
Rohrachse zu baulichen Anlagen einzuhalten. Bei offener Verlegung paralleler Leitungen 

ist ein Warnband (gelb, 0,3 m breit) 0,5 m über der Leitung anzubringen. 

 Die gesetzlich geschützte Allee entlang der K 28 (westliche Grenze) ist in der 
Planzeichnung dargestellt. Die Baugrenze liegt außerhalb der Kronentraufe zuzüglich 1,5 

m Abstand (§ 19 NatSchAG M-V). 

 Die 40-m-Anbauverbotszone entlang der Bundesautobahn A 19 (§ 9 Abs. 1 FStrG, 

gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn) ist in der Planzeichnung 

dargestellt. Für die Errichtung baulicher Anlagen in dieser Zone liegt ein Ausnahmeantrag 

nach § 9 Abs. 8 FStrG vor. 

 Gesetzlich geschützte Festpunkte (§ 26 GeoVermG M-V) sind in der Planzeichnung farbig 

markiert. Innerhalb der 2-m-Schutzfläche dürfen diese nicht überbaut, abgetragen oder 

verändert werden. Bei Lagefestpunkten C/D ist im 30-m-Umkreis von Baum- und 
Sträucheranpflanzungen abzusehen (außer TP 1.–3. Ordnung). 

 Zu den in der Umgebung befindlichen Bodendenkmalen (Hügel- und Großsteingräber) ist 

ein Mindestabstand von 50 m (Radius) einzuhalten (§ 7 Abs. 4 DSchG M-V). Die Denkmale 
sind in der Planzeichnung (rot, Planzeichen BD1) dargestellt. 

 Nördlich angrenzende Waldflächen (§ 20 Abs. 1 LWaldG M-V) sind dargestellt. Der 

Mindestabstand von 30 m von der Traufkante zum Außenrand baulicher Anlagen ist 
einzuhalten (Ausnahme: die Einzäunung darf innerhalb der Waldabstandsgrenze errichtet 

werden). 

 Naturschutzgebiet „Großes Holz“ (Nordosten SO3): Der Geltungsbereich liegt vollständig 

außerhalb des Naturschutzgebiets (kein Überlappen mit dem Waldsaum). Die Einzel-

Eiche liegt außerhalb des Baufelds. 

 Im Bereich der bestehenden 20-kV-Freileitungen und Erdkabel der WEMAG Netz GmbH 

ist ein Schutzstreifen freizuhalten. Die genaue Lage und Breite richtet sich nach den 

aktuellen Vorgaben der WEMAG Netz GmbH. Die Leitungen müssen jederzeit zugänglich 

bleiben. Bei Ertüchtigung, Rückbau oder Änderung der Leitung durch den Netzbetreiber 
entfällt die Einschränkung des Schutzstreifens automatisch. Die betroffene Fläche 

unterliegt dann uneingeschränkt den Festsetzungen des Sondergebiets „Photovoltaik“, 

sofern keine neuen Schutzvorgaben des Netzbetreibers entgegenstehen. Zugangswege 

und Tore (mindestens 3 m breit) sind vorzusehen. 

 Die Trinkwasserleitung DN 200 (Wilsener Straße) mit 6 m Schutzstreifen (3 m beidseitig 

der Achse) ist in der Planzeichnung dargestellt. Der Schieberkreuz muss jederzeit frei 

zugänglich sein. Innerhalb der Umzäunung ist eine Zuwegung und Schlüsselübergabe an 
den Meisterbereich sicherzustellen. 

 



III. HINWEISE 

1. Generelle Minimierung baubedingter Beeinträchtigungen  

Zur Vermeidung bzw. Minderung von Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und der 

Landschaft sind während der Bauphase folgende Schutzmaßnahmen zu beachten: 

 flächensparende Anlage von Baustelleneinrichtungsflächen und Baustraßen 

 Versickerung des anfallenden unverschmutzten Niederschlagswassers innerhalb des 

Plangebietes 

 ordnungsgemäße Entsorgung von festen Abfällen, Motorölen, Schmierölen, Farbresten 

und sonstigen wasser- und bodengefährdenden Stoffen 

 Einhaltung der Vorsorgewerte nach Anhang 2 Nr. 4 BBodSchV beim Einbau 

standortfremden Bodenmaterials und Beseitigung baubedingter Bodenverdichtungen 

nach Ende der Bauarbeiten 

 unverzügliche Benachrichtigung der Ortspolizeibehörde bei Auffindung von Kampfmitteln 

oder anderen Gegenständen militärischer Herkunft sowie im Zweifelsfall 

2. Waldabstand  

Nach § 20 Abs. 1 LWaldG M-V ist bei der Errichtung baulicher Anlagen zur Sicherung vor Gefahren 

durch Windwurf oder Waldbrand ein Abstand von 30 m zum Wald einzuhalten. Der Waldabstand 
gilt für alle baulichen Anlagen mit Ausnahme der Einzäunung. Diese darf innerhalb der 

Waldabstandsgrenze errichtet werden, da es sich nicht um eine bauliche Anlage im Sinne des 

Waldabstands handelt. 

3. Abstand zur Bundesautobahn A19  

Gemäß § 9 Abs. 1 Fernstraßengesetz ist die Errichtung sämtlicher Hochbauten in einer 
Entfernung von bis zu 40 m von Bundesautobahnen (jeweils gemessen vom äußeren Rand der 

befestigten Fahrbahn) grundsätzlich untersagt. Für die Errichtung baulicher Anlagen in dieser 

Zone liegt ein Ausnahmeantrag nach § 9 Abs. 8 FStrG vor. 

4. Bodendenkmale  

Es handelt sich um Hügelgräber und Großsteingräber, bei denen gewichtige Gründe des 
Denkmalschutzes für die unveränderte Beibehaltung des bisherigen Zustandes (§ 7 Abs. 4 DSchG 

MV) sprechen. Maßnahmen in der Umgebung sind genehmigungspflichtig, wenn sie das 

Erscheinungsbild oder die Substanz der Bodendenkmale erheblich beeinträchtigen (§ 7 Abs. 1 Nr. 

2 DSchG MV). Die denkmalbezogenen Verpflichtungen des Bauherrn beschränken sich im 

Wesentlichen auf die Auskunfts-, Anzeige- und Erhaltungspflicht (vgl. §§ 9 Abs. 1, 11 Abs. 2, 3 
DSchG MV). 

5. Vermessungsmarken  

Vermessungsmarken sind nach § 26 des Gesetzes über das amtliche Geoinformations- und 

Vermessungswesen (Geoinformations- und Vermessungsgesetz - GeoVermG M-V) gesetzlich 

geschützt. 

6. Schutzanweisung WEMAG Netz GmbH  



Im Bereich der bestehenden 20-kV-Freileitungen/Erdkabel der WEMAG Netz GmbH ist ein 

Schutzstreifen freizuhalten. Die genaue Lage und Breite des Schutzstreifens richtet sich nach den 

aktuellen Vorgaben der WEMAG Netz GmbH. Solange die Leitungen als Freileitungen bestehen, 

dürfen bauliche Anlagen den Schutzstreifen nicht beeinträchtigen und die Leitungen müssen 
jederzeit zugänglich bleiben. Bei Ertüchtigung (z. B. Umrüstung auf Erdkabel), Rückbau oder 

Änderung der Leitung durch den Netzbetreiber entfällt die Einschränkung des Schutzstreifens 

automatisch. Die betroffene Fläche unterliegt dann uneingeschränkt den Festsetzungen des 

Sondergebiets „Photovoltaik“, sofern keine neuen Schutzvorgaben des Netzbetreibers 
entgegenstehen. 

7. Bohrungen 

Bei Bohrungen im Rahmen der Baugrunderschließung ist die Meldepflicht gegenüber dem 

Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V (Geologischer Dienst) gemäß §§ 8–10, 13 

GeolDG einzuhalten. 

8. Maßnahmen aus dem Umweltbericht 

Die in Ziffer I.7 festgesetzten Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
entsprechen den im Umweltbericht (Kap. 8.2 und 11.2.3) beschriebenen Maßnahmen. Die 

dortigen detaillierten Beschreibungen (VM, M, Pflegekonzepte etc.) sind ergänzend 

heranzuziehen. 

Verfahrensvermerke: 

1. 

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom 
06.07.2021. Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch 
Veröffentlichung im amtlichen Mitteilungsblatt des Amtes Krakow am See "Krakower 
Seen-Kurier" am 20.08.2021 erfolgt. 
Kuchelmiß, den Der Bürgermeister 

2. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB ist durchgeführt 
worden. Der Vorentwurf hat in der Zeit vom 25.09.2023 bis zum 27.10.2023 im Rathaus 
Krakow am See, Bauamt, Markt 2, 18292 Krakow am See zur öffentlichen Einsichtnahme 
ausgelegen. 
Kuchelmiß, den Der Bürgermeister 

3. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch 
die Planung berührt werden, wurden gemäß § 4 Abs.1 BauGB mit Schreiben vom 
25.09.2023 unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 
Kuchelmiß, den Der Bürgermeister 

4. 
Die für die Raumordnung und Landesplanung zuständige Behörde ist gem. § 17 
Landesplanungsgesetz M-V (LPlG) mit Schreiben vom 13. Juli 2021 beteiligt worden. 
Kuchelmiß, den Der Bürgermeister 

5. 
Die Gemeindevertretung hat am ___________________ den Entwurf des Bebauungsplanes 
mit Begründung gebilligt und zur Auslegung bestimmt. 
Kuchelmiß, den Der Bürgermeister 

6. 

Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange, sind mit Schreiben vom 
___________________ über die öffentliche Auslegung informiert und gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden. 
Kuchelmiß, den Der Bürgermeister 

7. 

Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus Teil A - Planzeichnung und Teil B - 
Text sowie die Begründung, haben in der Zeit vom ___________________ bis zum 
___________________ während der Dienststunden im Rathaus Krakow am See, Bauamt, 
Markt 2, 18292 Krakow am See nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Zeitgleich 



erfolgte gem. § 4a Abs. 4 BauGB die Einstellung ins Internet unter www.amt-krakow-am-
see.de und über das zentrale Internetportal des Landes. Die öffentliche Auslegung 
wurde mit den Hinweisen,  
- welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind,  
- dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden können, 
- dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
die Satzung unberücksichtigt bleiben können,  
am ___________________ durch Veröffentlichung im amtlichen Mitteilungsblatt des 
Amtes Krakow am See "Krakower Seen-Kurier" ortsüblich bekanntgemacht. 
Kuchelmiß, den Der Bürgermeister 

8. 

Der katastermäßige Bestand am 18.07.2023 wird als richtig dargestellt bescheinigt. 
Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine 
Prüfung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im Maßstab  
1 : 5.000 vorliegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden. 
Bad Doberan, den Das Katasteramt 

9. 

Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie sonstiger 
Träger öffentlicher Belange am ___________________ geprüft. Das Ergebnis wurde 
mitgeteilt. 
Kuchelmiß, den Der Bürgermeister 

10. 

Der Bebauungsplan, bestehend aus Teil A - Planzeichnung und dem Teil B - Text wurde 
am ___________________ von der Gemeindevertretung als Satzung beschlossen. Die 
Begründung wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung vom ___________________ 
gebilligt. 
Kuchelmiß, den Der Bürgermeister 

11. 
Die Satzung über den Bebauungsplan, bestehend aus Teil A - Planzeichnung und Teil B - 
Text wird hiermit ausgefertigt. 
Kuchelmiß, den Der Bürgermeister 

12. 

Der Bebauungsplan sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über deren Inhalt Auskunft 
zu erhalten ist, wurde am ___________________ durch Veröffentlichung im amtlichen 
Mitteilungsblatt des Amtes Krakow am See "Krakower Seen-Kurier" ortsüblich bekannt 
gemacht. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die 
Rechtsfolgen (§ 215 Abs.1 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen (§ 44 Abs.3 Satz 1 und 2 sowie Abs.4 BauGB) hingewiesen 
worden. Die Satzung über den Bebauungsplan ist mit Ablauf des Erscheinungstages der 
Veröffentlichung am ___________________ in Kraft getreten. 
Kuchelmiß, den Der Bürgermeister 

 
 


